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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die zollrechtliche Behandlung 

von Waren, die in das Zollgebiet zurückkehren
vom 19. Juli 1990

*

§1

(1) Diese Durchführungsbestimmung legt die Anwendungs­
regeln zu § 5, zu § 7 Absatz 2 und zu den §§ 9 und 10 der 
Verordnung über die zollrechtliche Behandlung von Waren, 
die in das Zollgebiet zurückkehren, fest.

(2) Im Sinne dieser Durchführungsbestimmung gilt als Aus­
fuhrpapier: Das Ausfuhrpapier oder jedes andere entspre­
chende Papier, das zur Erfüllung der Ausfuhrförmlichkeiten 
verwendet wird.

8 2

Waren, für die die Ausfuhrzollförmlichkeiten im Hinblick 
auf die Gewährung von Ausfuhrerstattungen erfüllt worden 
sind, gelten gemäß § 5 der genannten Verordnung als Rück­
waren, sofern einer der nachstehenden Fälle vorliegt:

a) Die Waren sind in das Zollgebiet zurückverbrächt wor­
den, weil sie oder ihr Beförderungsmittel vor der Lie­
ferung an den Empfänger beschädigt worden sind;

b) die Waren sind ursprünglich zum Verbrauch oder Ver­
kauf huf einer Messe, einer Ausstellung oder einer ähn­
lichen Veranstaltung ausgeführt und nicht verbraucht 
oder verkauft worden;

c) dfe Waren konnten an den Empfänger nicht geliefert 
werden, weil dieser den der Ausfuhr zugrunde liegenden 
Vertrag aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 
nicht erfüllen konnte;

d) die Waren konnten an den Empfänger aufgrund von 
Naturereignissen oder von politischen oder sozialpoli­
tischen Ereignissen nicht geliefert werden, oder der 
Empfänger hat sie erst nach Ablauf der Lieferfrist er­
halten, die in dem der Ausfuhr zugrunde liegenden Ver­
trag bindend vorgeschrieben war.

§3

(1) Die Ausfuhrabgaben werden gemäß § 5 der genannten 
Verordnung durch die zuständigen Behörden erstattet. Vor­
aussetzung hierfür ist, daß diesen Behörden ein Erstattungs­
antrag mit den nachstehend bezeichneten Unterlagen vor­
gelegt wird:

a) das zum Beweis der Zahlung ausgestellte Papier;
b) das Erststück des Zollpapiers zur Überführung der 

Rückwaren in den zollrechtlich freien Verkehr oder 
eine von den Zollbehörden beglaubigte Durchschrift. 
Dieses Zollpapier muß mit einem der nachstehenden 
Vermerke der Zollbehörde versehen sein:
„Rückwaren gemäß § 5 der Verordnung über die zoll- 
rechtliche Behandlung von Waren, die in das Zollgebiet 
zurückkehren “;

c) das dem Ausführer bei Erfüllung der Ausfuhrförmlich­
keiten ausgehändigte Stück des Ausfuhrpapiers oder 
eine von den Zollbehörden beglaubigte Durchschrift. 
Die Vorlage der in a), b) oder c) bezeichneten Papiere 
wird nicht gefordert, wenn die für die Erstattung der 
Ausfuhrabgaben zuständigen Behörden bereits im Be­
sitz der in diesen Papieren enthaltenen Angaben sind.

(2) Sind die Ausfuhrabgaben für die Rückwaren von den 
zuständigen Behörden noch nicht erhoben worden, so sehen 
diese auf Antrag des Ausführers von der Erhebung ab; dem 
Antrag sind die in Absatz 1 b) und c) bezeichneten Beweis­
unterlagen beizufügen.

§4

Zur Anwendung des § 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Ver­
ordnung über die zollrechtliche Behandlung von Waren, die 
in das Zollgebiet zurückkehren,

a) gilt als „erforderlich gewordene Ausbesserung o^ler In­
standsetzung“ jede Handlung, die bewirkt, daß außer­
halb des Zollgebiets eingetretene Funktionsmängel oder 
Schäden einer Ware behoben werden, sofern ohne diese 
Handlung die Ware nicht mehr ihrem üblichen bestim­
mungsgemäßen Gebrauch zugeführt werden könnte;

b) gilt der Wert einer Rückware infolge einer Behandlung 
nicht als größer geworden als der Wert, den sie zum 
Zeitpunkt ihrer Ausfuhr aus dem Zollgebiet hatte, wenn 
die Ware nicht weitergehend behandelt wird, als es für 
ihre weitere Verwendung unter den gleichen Bedingun­
gen wie im Zeitpunkt der Ausfuhr unbedingt erforder­
lich ist.

Wenn der Ware bei der Ausbesserung oder Instandsetzung 
Ersatzteile zugefügt werden müssen, so ist dies auf diejeni­
gen Teile zu beschränken, die für die weitere Verwendung 
der Ware unter den gleichen Bedingungen wie im Zeitpunkt 
der Ausfuhr unbedingt erforderlich sind.

§5

Der Nachweis, daß die Ware außerhalb des Zollgebiets in­
folge eines unvorhersehbaren Ereignisses ausgebessert oder 
instand gesetzt werden mußte, ist vom Beteiligten zu erbrin­
gen. Dieser Nachweis kann in jeder von den zuständigen Be­
hörden anerkannten Form erbracht werden.

§ 6

(1) Unbeschadet der Anwendung autonomer oder vertrags­
mäßiger Bestimmungen, aufgrund derer Verpackungs- oder 
Beförderungsmittel sowie bestimmte, in ein besonderes Zoll­
verfahren überführte Waren im internationalen Verkehr von 
der Vorlage von Zollpapieren befreit sind, hängt die An­
erkennung als Rückwaren gemäß den §§ 8 und 9-der genann­
ten Verordnung davon ab, daß mit der Anmeldung der Wa­
ren zum zollrechtlich freien Verkehr folgende Unterlagen 
vorgelegt werden:

a) das dem Ausführer von den Zollbehörden ausgehän­
digte Stück des Ausfuhrpapiers oder eine von ihnen 
beglaubigte Durchschrift.
Das in vorstehendem Unterabsatz bezeichnete Papier 
wird nicht gefordert, wenn die Zollbehörde der Wieder­
einfuhr anhand anderer ihr vorliegender oder vom Be­
teiligten vorgelegter Beweisunterlagen feststellen kann, 
daß die zum zollrechtlich freien Verkehr angemeldeten 
Waren die nämlichen sind wie die ursprünglich aus 
dem Zollgebiet ausgeführten Waren und daß sie im Zeit­
punkt der Ausfuhr die Voraussetzungen erfüllt haben, 
um gemäß der genannten Verordnung als Rückwaren 
gelten zu können.

b) das in § 7 vorgesehene Auskunftsblatt (INF 3-Blatt).

(2) Sofern sie es für erforderlich halten, können die Zoll­
behörden von dem Beteiligten, außer den in Absatz 1 a) Un­
terabsatz 1 und &) bezeichneten Unterlagen, die Vorlage wei­
terer Beweisunterlagen verlangen, um insbesondere die Näm­
lichkeit der Rückwaren feststellen zu können.

§7

(1) Das Auskunftsblatt INF 3 wird im Original und mit 
zwei Durchschriften ausgestellt, die den in der Anlage bei­
gefügten Mustern entsprechen müssen.

(2) Es ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreibpapier mit
einem Quadratmetergewicht von mindestens 40 g zu verwen­
den. ,


